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Stellungnahme des Bundesverbandes Deutscher Leasing-Unternehmen  

zum Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucher-
schutz zum Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2022/2464 hin-
sichtlich der Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen in der durch die 
Richtlinie (EU) 2025/794 geänderten Fassung 

Die Leasing-Wirtschaft in Deutschland 

Als Bundesverband Deutscher Leasing-Unternehmen e. V. (BDL, LobbyR R001688) vertre-
ten wir die Interessen der deutschen Leasing-Wirtschaft.  

Die Leasing-Unternehmen Deutschlands ermöglichen für ihre meist mittelständischen Kun-
den jährliche Neuinvestitionen von über 80 Mrd. EUR. Im Mobilienbereich werden knapp ein 
Viertel aller Investitionen in Betriebs- und Geschäftsausstattung mittels Leasing realisiert. Die 
Finanzierungslösung Leasing trägt somit maßgeblich zur gesamtwirtschaftlichen Investitions-
versorgung, insbesondere des deutschen Mittelstandes, bei. Gleichzeitig sind die Leasing-
Gesellschaften selbst mittelständisch geprägt. Über drei Viertel aller deutschen Leasing-Un-
ternehmen haben weniger als 50 Mitarbeitende, die Hälfte unter 15 Arbeitskräfte. 

Die Leasing-Branche versteht sich als Ermöglicher und Begleiter der Transformation der 
deutschen Wirtschaft. Leasing-Gesellschaften finanzieren traditionell eine breite Palette an 
Objekten zur Energie-, Wärme- und Mobilitätswende (Photovoltaik-Anlagen, Windparks, 
Elektromobilität, Fahrräder). Darüber hinaus begleiten sie Unternehmen dabei, ihre Produk-
tionsverfahren energieeffizienter aufzustellen oder auf innovative Technologien umzurüsten.  

 

II. Anmerkung zum Referentenentwurf 

Wir begrüßen die Bestrebungen der Bundesregierung, die bestehende Rechtsunsicherheit 
aufgrund der bisher fehlenden nationalen Umsetzung des Corporate Sustainability Reporting 
Directive (CSRD) zu beenden und im Sinne einer 1:1-Umsetzung nicht über das von der 
Europäischen Union vorgegebene Maß hinauszugehen.  

Ebenso unterstützen wir die Umsetzung der „stop the clock“-Richtlinie ((EU) 2025/794 
zur Änderung der Richtlinie (EU) 2022/2464 und (EU) 2024/1760). Die zeitliche Verschie-
bung der Einführung der Nachhaltigkeitsberichterstattung um zwei Jahre stellt einen wesent-
lichen Beitrag zur bürokratischen Entlastung der von der CSRD weiterhin betroffenen Unter-
nehmen dar.  

Von noch größerer Bedeutung ist in diesem Zusammenhang die unmittelbare Integration der 
im Rahmen des „Substance Proposal“ vorgesehenen Begrenzung der Pflicht zur Nachhaltig-
keitsberichterstattung auf Unternehmen mit bis zu 1.000 Arbeitnehmern. In der Leasing-
Branche fallen eine Reihe von Unternehmen aufgrund ihrer Umsatz- und Bilanzsummen un-
ter die gesetzliche Berichtspflicht. Diese Institute hätten ohne eine Ergänzung von Artikel 
96 im Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuch für einen begrenzten Zeitraum eine 
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umfängliche Nachhaltigkeitsberichterstattung nach CSRD/ESRS zu erstellen. Stattdessen 
sind nun Ressourcen verfügbar, die eine gezielte Vorbereitung auf die freiwillige Berichter-
stattung ermöglichen.  

Ergänzend möchten wir an dieser Stelle erwähnen, dass der vom Ministerium für Wirtschaft 
und Klimaschutz getragene Ausbau des Deutschen Nachhaltigkeitskodex für die Leasing-
Branche eine wertvolle Umsetzungsunterstützung darstellt. Insbesondere der modulartige 
Aufbau des DNK-Tools bietet eine praxisnahe Lösung für die heterogene Unternehmens-
landschaft und ermöglicht gerade Unternehmen des Mittelstandes, eine freiwillige Nachhal-
tigkeitsberichterstattung ressourcenschonend aufzubauen. 

Die vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IdW) in vorangegangenen Dialogrunden angeregte 
Prüfungspflicht des freiwilligen Nachhaltigkeitsberichts sehen wir dagegen kritisch. 
Auch wenn der Referentenentwurf keine derartige Prüfung vorsieht, möchten wir nochmals 
darauf hinweisen, dass ein jährliches Testat zu zusätzlichen Kosten führen würde, die den 
Mittelstand unnötig belasten. Zudem würde eine Prüfpflicht dem angestrebten Ziel, wonach 
sich möglichst viele KMU zur freiwilligen Berichterstattung entschließen sollten, entgegen-
stehen.  

Des Weiteren sprechen wir uns dafür aus, dass die Konzernbereichsausnahme, die aktuell 
auch für große kapitalmarktorientierte Tochterunternehmen gilt, sofern das Mutterunter-
nehmen zur Offenlegung der Nachhaltigkeitsberichterstattung verpflichtet ist, so lange bei-
behalten werden sollte, bis vor dem Hintergrund der aktuellen Beratungen und Forderungen 
zur Wiedereinsetzung der Konzernbereichsausnahme von Unternehmen im öffentlichen In-
teresse im Rahmen der Omnibusrichtlinie Klarheit besteht. So würde vermieden, dass diese 
Unternehmen zunächst die CSRD umzusetzen haben, um anschließend möglicherweise 
wieder befreit zu werden. Die Beibehaltung der Konzernbereichsausnahme ist für kapital-
marktorientierte Tochterunternehmen und Teilkonzerne mit mehr als 1.000 Mitarbeitenden 
relevant, die aktuell mit Verweis auf den Konzernabschluss des Mutterunternehmens von der 
Nachhaltigkeitsoffenlegung befreit sind. 

Des Weiteren bedanken wir uns für die in der Gesetzesbegründung zu Nr. 49 lit. c aufge-
nommene Klarstellung, dass bei Unternehmen der Leasingbranche Tilgungsanteile, die in 
Leasing-Erträgen eingebucht sind, nicht in die Berechnung der Umsatzerlöse (gemäß § 
340a Absatz 2 Satz 6 Nr. 2 HGB-E i. V. m. Artikel 27 Nr. 1 BankbilanzRL) einfließen müssen. 
Hiermit wird eine Gleichstellung von alternativen Finanzierungprodukten wie Kredit und Lea-
sing sichergestellt.  

III. Anmerkungen zur Omnibus I-Initiative 

Wir begrüßen die Position der Bundesregierung, die im Omnibus-Entlastungspaket vorgese-
hene Verkleinerung des Anwendungsbereichs der CSRD zu unterstützen und sich für eine 
Vereinfachung der Berichtsinhalte einzusetzen. Auch die Begrenzung des Value-Chain-Cap 
auf den freiwilligen Berichtsstandard VSME geht in die richtige Richtung.  

Um Unternehmen, die nicht (mehr) unter die unmittelbare Berichtspflicht nach CSRD fallen, 
ernsthaft zu entlasten, bedarf es jedoch weitergehender Maßnahmen auf europäischer 
Ebene. Der Trickle-Down-Effekt wirkt weiterhin, solange Banken umfangreichen ESG-Be-
richts- und Offenlegungsanforderungen sowie einem umfänglichen aufsichtsrechtlichen Re-
gime zum Management von ESG-Risiken unterliegen. Um diese Vorgaben zu erfüllen, sehen 
sich Banken gezwungen, fehlende ESG-Daten durch individuelle Abfragen bei ihren Kunden 
einzuholen.  
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Wie die Deutsche Kreditwirtschaft in ihrer Stellungnahme vom 24. Juni 2025 erneut bekräf-
tigt, sollten bankspezifische Berichts- und Offenlegungsanforderungen sowie die aufsichts-
rechtlichen Vorgaben an das Management von ESG-Risiken daher ebenfalls an die Verein-
fachungen von Omnibus I angepasst werden. Auch die Mandate der Europäischen Banken-
aufsicht (EBA) zum ESG-Meldewesen sollten nicht mehr wie vorgesehen umgesetzt werden.  

Nur so könnte die im Omnibus Paket I vorgesehene Begrenzung von ESG-Datenabfragen 
(Value-Chain-Cap) die gewünschte Wirkung entfalten und Unternehmen, die nicht unter den 
Anwendungskreis der CSRD fallen, die nötige Verbindlichkeit des VSME-Berichtsformats 
vermitteln.  
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